
Gemeinsamer einstimmiger Beschluss des AK Verkehr der SPD Brandenburg und des 

Fachausschusses Mobilität der SPD Berlin am 19.01.2022

Die beiden Fachausschüsse stellen fest:

1. Die Verlängerung der U7 von Rudow zum Flughafen BER kann nur in gemeinsamer Verantwortung durch das Land Berlin 

und den Landkreis Dahme-Spreewald als gesetzlich zuständigem ÖPNV-Aufgabenträger behandelt werden.

2. Das Projekt steht in erheblicher Konkurrenz zu den Schienenprojekten des i2030- Programms in der Hauptstadtregion 

Berlin-Brandenburg (und damit investiven Landesmitteln, Mittel für Verkehrsbestellung und Unterhalt, GVFG-

Bundesmitteln, Planungs-, Bau- und Genehmigungsressourcen bei Behörden und Unternehmen).

3. Die schon jetzt attraktive Schienenanbindung des Flughafen BER nach Berlin und Brandenburg wird sich 2025 durch die 

Inbetriebnahme der Dresdner Bahn nochmals erheblich verbessern. 13 Zugabfahrten pro Stunde mit S- und Regionalbahn 

verbinden dann Berlin und den BER, u.a. die S45 nach Neukölln und der neue Flughafen-Express direkt in die Innenstadt, 

mit Fahrzeiten von ca. 20-25 Minuten. 

4. Nur für eine verbesserte ÖPNV-Anbindung der Wohngebiete im südlichen Neukölln und Schönefeld sowie der geplanten 

Gewerbegebiete östlich des BER-Terminals 1 - 2 ist die Gesamtstrecke mit mindestens 1 Mrd. Euro Baukosten nicht 

angemessen. 

Die sozialdemokratischen Mitglieder beider Landesregierungen und die SPD-Fraktionen im Landtag Brandenburg und im 

Abgeordnetenhaus von Berlin sollen daher darauf hinwirken, dass

1. die im Berliner Koalitionsvertrag vereinbarte Nutzen-Kosten-Untersuchung (NKU) für die U7 vorerst in Form einer 

vereinfachten standardisierten Bewertung erfolgt, um eine grundsätzliche Förderwürdigkeit abschätzen zu können;

2. beim Bund zunächst nur Projekte aus dem von beiden Landesregierungen getragenen i2030-Programm mit deutlich 

höherem verkehrlichen Nutzen angemeldet und dafür entsprechende vertiefende Planungen beauftragt und finanziert 

werden;

3. für das Flughafenumfeld gemeinsam mit dem Landkreis Dahme-Spreewald, dem Bezirk Neukölln und den 

Anliegergemeinden ein stufenweises attraktives ÖPNV-Konzept mit Bus und Straßenbahn umgesetzt wird, das die 

notwendige Feinerschließung sicherstellt und eine Trassenfreihaltung für die U7 gewährleistet.  



U-Bahn zum Flughafen BER

Positionspapier des AK Verkehr der SPD Brandenburg und des FA Mobilität der SPD Berlin
Potsdam/Berlin, Januar 2022



Bestandsaufnahme / Faktencheck

▪ BVG-Machbarkeitsstudie, Juni 2020

• Auftraggeber: SenUVK Berlin
• Prüfung von Bauvarianten
• Keine verkehrliche Bewertung vorgenommen

(Verkehrsprognose)
• Streckenanteil Berlin 21% (1,8 km), 

Brandenburg 79% (6,7 km)













▪ Kosten

• Je nach Variante zwischen 672 und 
799 Mio. € netto 

• Gleich 800 Mio. € bis 951 Mio. € 
brutto

• Preisstand 2020 



Koalitionsvertrag Berlin 2021-2026



▪ Die meisten i2030-Projekte sind Konkurrenten um GVFG-Bundesmittel sowie Ressourcen bei 
Planern, Genehmigungsbehörden, Baufirmen und politischem Management. 

▪ Im Vergleich zu fast allen i2030-Projekten besitzt die U7 zum BER geringe verkehrliche Wirkungen bei 
hohen Bau- und Planungskosten.

Bündnis Schiene Berlin-Brandenburg, Februar 2021

Objektiver Abgleich i2030-Projekte mit Verlängerung U7



Regionalverkehr ab 2025BER-Anbindung heute

Sehr gute Schienenanbindung des BER schon heute, noch besser ab 2025!



Anfrage MdL Görke und Antwort der Landesregierung BB, Juli 2021


